
Die sichere Karte
Jeremy Hunt führt nun das britische Außenministerium – ein Porträt

VO N P E T E R R U T K O WS K I

Als Boris Johnson das Foreign
and Commonwealth Office

an Londons King Charles Street
am Montagnachmittag zum letz-
ten Mal verlassen hatte, öffneten
sich die Flutschleusen der pro-
fessionellen Indiskretionen: nur
gut, dass er endlich fort sei.
Wenn man ihn brauchte, sei er
nie da gewesen. Er hätte nie ge-
nug Interesse für die drängenden
Probleme aufbringen können.
Seine schnoddrigen oder unfläti-
gen Bemerkungen hätten dem
Amt geschadet … Entsprechend
hoch sind die Erwartungen an
Jeremy Hunt, Johnsons Nachfol-
ger als britischer Außenminister.

Aber praktisch alles an der
Biografie ihres neuen Chefs kann
den Bediensteten des Außenmi-
nisteriums erst mal nur gefallen:
Hunt kommt aus wohlhabendem
Hause, besuchte eine angesehe-
ne Schule und studierte in Ox-
ford – eine britische Politiker-
Karriere nach den besten kon-
servativen Klischees. Der verhei-
ratete Vater eines Sohnes und
zweier Töchter sitzt seit 2005 für
die Torys im Unterhaus, der
51-Jährige vertritt dort den süd-
englischen Wahlkreis South West
Surrey.

Was Jeremy Hunt aber weit
über den Durchschnitt seiner
Kolleginnen und Kollegen er-
hebt, ist sein bisheriger Job: Ge-
sundheitsminister. Keiner – seit
1945 – hat das Amt so lange be-
kleidet, wie Hunt, fast sechs Jah-
re lang. Der Schleudersitzcha-

rakter des Amtes liegt vor allem
am Nationalen Gesundheitssys-
tem NHS, zu Hause oft ver-
schrien, weltweit in aller Regel
bewundert und beneidet.

Hunt tat wie viele andere To-
rys vor ihm das Seine dazu, den
einst vom ersten Labour-Kabi-
nett 1945 bis 1951 als Säule des
Wohlfahrtsstaates installierten
NHS maroder und ineffektiver zu
machen. Und auch sonst hat
Hunt manches auf dem Kerbholz
– wie andere Abgeordnete: zwei-
felhaftes Finanzgebaren, dumme
bis absolut skandalöse Kommen-
tare zu sensiblen Themen.

Gleichwohl gilt Hunt als die
bessere Wahl für May als John-
son. Während des 2016er Refe-
rendums trat er wie sie für den
Verbleib in der EU ein, während
der schillernde Johnson mal für,
mal gegen den Brexit zu sein
schien, bis er alle seine Karten
auf den Austritt setzte. Hunt gibt
sich stets loyal, manche würden
sagen: übermäßig angepasst. Bei
Johnson war nur Verlass darauf,
dass er mit irgendeinem peinli-
chen Bonmot zur Unzeit quer-
schießen würde. Hunt macht
den Eindruck, als hätte May mit
ihm jemanden, der erst mal Ruhe
ins Regierungs-Business bringt –
eine fast schon viktorianische At-
mosphäre im Foreign Office.

Zur Stunde glaubt in London
niemand ernsthaft, Hunt wäre
zu so dramatischen Überhöhun-
gen in der Lage wie Johnson in
seinem Demissionsschreiben
vom Montag: „Der Brexit-Traum
stirbt.“ mit dpa

Berlin soll
intervenieren
USA gegen iranischen
Transfer von Bargeld

Der US-Botschafter in Deutsch-
land, Richard Grenell, fordert

von der Bundesregierung, den
vom Iran geplanten Bargeld-Trans-
fer von 300 Millionen Euro zu un-
tersagen. „Wir ermutigen die deut-
sche Regierung auf höchster Ebe-
ne zu intervenieren und dieses
Vorhaben zu stoppen“, sagte Gre-
nell der „Bild“-Zeitung.

Der Iran will rund 300 Millio-
nen Euro in bar von Deutschland
nach Teheran ausfliegen, um das
Geld angesichts amerikanischer
Sanktionen vor einem drohenden
Einfrieren von Konten zu retten.
Konkret geht es darum, Guthaben
der staatlichen Europäisch-Irani-
schen Handelsbank bei der Bun-
desbank auszahlen zu lassen. Das
Vorhaben werde nun geprüft, sag-
te eine Sprecherin des Finanzmi-
nisteriums. Zuständig für die
Prüfung ist die deutsche Finanz-
dienstleistungsaufsicht Bafin.

Für die Bundesregierung ist die
Lage politisch heikel, sie will mit
der EU das Atomabkommen mit
dem Iran retten – das sieht Kon-
trollen im Gegenzug für wirt-
schaftliche und finanzielle Vortei-
le vor. Auf der anderen Seite droht
hier heftiger Ärger mit den USA
und Israel, die Iran vorwerfen, das
Geld für Terrorfinanzierung nut-
zen zu wollen. US-Präsident Do-
nald Trump hat das Abkommen
gekündigt und neue Sanktionen
angekündigt, weil er glaubt, dass
der Iran heimlich weiter nach ei-
ner Atombombe strebe. dpa

Weder Freund noch Feind
Auf dem FR-Podium diskutieren USA-Experten den Bruch transatlantischer Umgangsformen

VON E L E N A M Ü L L E R

Auch eineinhalb Jahre nach
dem Amtsantritt von US-Prä-

sident Donald Trump ist es schwer,
seine Politik verlässlich einzu-
schätzen – zu sprunghaft ist der
anscheinend von spontanen Ein-
gebungen getriebene „Dealmaker“
im Weißen Haus – da sind sich
Reinhard Bütikofer, Stormy-Anni-
ka Mildner und Crister S. Garrett
einig.

Doch wie man mit seiner Poli-
tik und den zugrunde liegenden
Motiven umgehen soll, dazu haben
die drei Teilnehmer der Podiums-
diskussion in der Evangelischen
Akademie in Frankfurt alle unter-
schiedliche Ansätze. Trump sei
zwar im Vergleich zu seinem Vor-
gänger, dem besonnenen Barack
Obama, eher der Typ „Wirtshaus-
schläger“, sagt der Grünen-Euro-
paparlamentarier Bütikofer, aber
zum Beispiel seine Haltung gegen-
über der Nato sei nicht neu.

„Schon Madeleine Albright,
Außenministerin unter Bill Clin-
ton, hat gesagt, dass die Nato in
den USA weniger beliebt sei als in
Europa“, so Bütikofer. Bislang sei
die Kritik an dem Verteidigungs-
bündnis und der Rolle Europas in
eben diesem nur viel leiser und
höflicher vorgetragen worden. Ge-
meinsam mit den anderen Gästen

war Bütikofer auf Einladung der
Heinrich-Böll-Stiftung und der
Evangelischen Akademie nach
Frankfurt gekommen, um das
Thema „Fremde Freunde – Welche
Wege gehen die USA und Europa?“
zu diskutieren. Andreas Schwarz-
kopf, Ressortleiter Meinung der
Frankfurter Rundschau, moderier-
te die Debatte

Mildner, Abteilungsleiterin Au-
ßenwirtschaftspolitik beim Bun-
desverband der Deutschen Indus-
trie, sieht unter Trump einen ge-
fährlichen Bruch mit den gewohn-
ten Umgangsformen. „Barack
Obama hat Handelskonflikte mit
Europa immer vor der Welthan-

delsorganisation ausgetragen“, so
die BDI-Frau. Dass Trump sich
dieser Vorgehensweise entziehe,
schaffe Unsicherheiten bei den
deutschen Unternehmern.

Das Ende des Multilateralis-
mus, das Trump mit aller Wucht
vorantreibt, beschreibt Garrett,
Professor für amerikanische Kul-
tur und Geschichte an der Univer-
sität Leipzig, als einen Generatio-
nenwechsel: „Was wir derzeit erle-
ben, die Sprunghaftigkeit in den
internationalen Beziehungen und
besonders zwischen den USA und
Europa, ist keine Phase.“ Europa
müsse sich neue Partner suchen,
darauf einigt sich das Podium,

denn: Die Lücken, die beim Ausei-
nanderfallen des transatlantischen
Verhältnisses entstünden, würden
schnell gefüllt.

Europa müsse sich alsbald zu
China positionieren, so Mildner,
sonst dränge die Wirtschaftsmacht
in das Machtvakuum zwischen
den USA und Europa. Für Wissen-
schaftler Garrett ist es wichtig,
dass die europäische Staatenge-
meinschaft zu einer starken, ge-
meinsamen Position findet: „Zur
Zeit ist völlig undefiniert, was
Europa verbindet.“ Das müsse sich
ändern, um Trump, von dem man
nicht wisse, ob er Freund sei oder
Feind, entgegentreten zu können.

„Fremde Freunde“ – das FR-Podium: Bütikofer, Mildner, Moderator Schwarzkopf, Garrett (v. l.) M, MÜLLER

Jeremy Hunt. SIMON DAWSON/RTR

6* Politik
Salvini
stoppt eigene
Küstenwache
Italien: Minister sperrt
alle Flüchtlinge aus

VO N R EG I N A KE R N E R

Eines zumindest kann man Ita-
liens rechtem Innenminister

Matteo Salvini nicht vorwerfen:
mangelnde Konsequenz. Um
durchzusetzen, dass keine Boots-
flüchtlinge mehr in Italien an
Land gehen, sperrt er die Häfen
jetzt sogar für ein Schiff der eige-
nen Küstenwache, das Migranten
an Bord hat.

Die etwa 60 im Meer vor Liby-
en in Seenot geratenen Flüchtlin-
ge waren am Montag zunächst
von dem italienischen Schlepper
„Vos Thalassa“ aufgenommen
worden, der für eine Ölplattform
des Total-Konzerns im Einsatz ist.
Das Schiff erreichte den Un-
glücksort vor der ebenfalls alar-
mierten libyschen Küstenwache,
rettete die Schiffbrüchigen und
hielt Kurs auf Italien.

Salvini ordnete an, die „Vos
Thalassa“ nicht einlaufen zu las-
sen. Daraufhin kam es offenbar
zu einer Meuterei der Flüchtlinge,
die nicht nach Libyen zurückge-
bracht werden wollten. Der Kom-
mandant der „Vos Thalassa“
sandte einen Notruf aus, die Be-
satzung sei in Gefahr. In der
Nacht zu Dienstag übernahm das
italienische Küstenwache-Schiff
„Diciotti“ die Migranten.

Der für die Küstenwache zu-
ständige Verkehrsminister Danilo
Toninelli twitterte, er sei stolz auf
den Einsatz. Es würden nun Er-
mittlungen eingeleitet, um die
Aufrührer unter den Migranten
zu bestrafen. Zur Frage, ob die
Menschen nach Italien gebracht
würden, äußerte er sich nicht.
Salvini dagegen zeigte sich stur.
Die „Diciotti“ erhalte keine Er-
laubnis, in einen italienischen
Hafen einzulaufen, hieß es am
Dienstag aus seinem Ministerium.
„Die italienische Küstenwache
kann nicht die libysche ersetzen.“

Die Zeitung „La Repubblica“
schrieb, nach internationalem
Recht befänden sich die Migran-
ten auf italienischem Boden, ihre
Zurückweisung sei illegal. Auch
sei es unwahrscheinlich, dass an-
dere europäische Länder zur Auf-
nahme von Flüchtlingen bereit
seien, die von einem italienischen
Schiff gerettet wurden. Vermutet
wurde, dass Salvini am Ende ein-
lenken würde.

Der Chef der fremdenfeindli-
chen Lega und Vize-Premier hat
Italiens Häfen für Rettungsschiffe
internationaler Hilfsorganisatio-
nen gesperrt. Am Wochenende
kündigte er an, auch Schiffe der
EU-Missionen mit Migranten
dürften nicht mehr anlegen.
Doch in der populistischen Regie-
rungskoalition ist sein Vorpre-
schen offenbar nicht abgestimmt.
Der parteilose Außenminister En-
zo Moavero Milanesi stellte klar,
Italien werde sich bei den EU-
Missionen seinen internationalen
Verpflichtungen nicht entziehen.

Im Libanon kommt ein Flüchtling auf sechs Einheimische
Entwicklungsorganisation GIZ unterstützt Migranten und ihre Aufnahmeländer – und braucht dafür mehr Geld

VO N T I M SZ E N T -I VA N Y I

Eigentlich sollte es um die Ar-
beit der bundeseigenen Ent-

wicklungsorganisation GIZ gehen,
doch Staatssekretär Martin Jäger
nahm die Frage nach der geplan-
ten Höhe des Entwicklungsetats
dankbar auf: Der Betrag, den
Bundesfinanzminister Olaf Scholz
(SPD) 2019 für die Entwicklungs-
hilfe bereitstellen wolle, sei deut-
lich zu niedrig, wetterte er. 2020
wolle Scholz den Etat sogar ab-
senken, kritisierte Jäger am Don-
nerstag bei der Vorlage der Bilanz
der Gesellschaft für Internationa-
le Zusammenarbeit (GIZ). Bleibe
es dabei, könnten viele Hilfsmaß-
nahmen, die im Krisenbogen um
Syrien und in Afrika dringend
nötig seien, nicht umgesetzt wer-
den, warnte Jäger.

Im laufenden Haushalt steigt
der Etat des Entwicklungsminis-
teriums um 900 Millionen Euro
auf rund 9,4 Milliarden Euro. Da-
durch konnte zwar nicht erreicht
werden, dass Deutschland seine
international gemachte Zusage

einhält, 0,7 Prozent seiner Wirt-
schaftsleistung für die Entwick-
lungshilfe auszugeben. Zumindest
wurde diese sogenannte ODA-
Quote aber bei 0,5 Prozent stabili-
siert. Andernfalls wäre sie wegen
der kräftig wachsenden Wirt-
schaftsleistung Deutschlands ge-
sunken.

Das tritt nun aber im kom-
menden Jahr ein, sollte Scholz bei
seinen Plänen bleiben. Sein Etat-
entwurf für 2019 sieht vor, dass
der Haushalt von Entwicklungs-
minister Gerd Müller (CSU) nur
um 270 Millionen auf dann 9,7
Milliarden Euro steigt. Dann wür-
de die ODA-Quote auf nur noch
0,48 Prozent abrutschen. Ein wei-
terer Rückgang wird für 2020 er-
wartet, weil dann der Etat von
Müller sogar um eine Milliarde
Euro gekürzt werden soll. „Nun
machen wir keine Politik nach
Quoten, aber klar ist, dass der Be-
darf in den Krisenregionen grö-
ßer ist als es Mittel im Haushalt
gibt“, sagte Staatssekretär Jäger,
der zugleich Aufsichtsratschef der
GIZ ist. Er räumte allerdings ein,

dass sich Scholz an die Abma-
chung im Koalitionsvertrag gehal-
ten habe, wonach von zusätzli-
chen Steuereinnahmen sowohl
die Entwicklungshilfe als auch
das Verteidigungsressort gleich-
mäßig profitieren sollen. Aller-
dings sei in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung für das Verteidi-
gungsministerium ohnehin ein
jährlicher Anstieg vorgesehen, so
Jäger, während der Beitrag für
das Entwicklungsministerium
gleich bleibe. Die Ausgaben für
Verteidigung wüchsen dadurch
deutlich stärker als die für die
Entwicklungshilfe.

Industriezonen für Afrika

„Wir werden deshalb bei den
Haushaltsberatungen dafür ein-
treten, zusätzliche Mittel zu be-
kommen“, sagte Jäger. Insbeson-
dere in den Ländern rund um Sy-
rien gebe es „jede Menge Gelegen-
heiten, das Geld sinnvoll einzu-
setzen“, betonte er. Als Beispiel
nannte Jäger den Wiederaufbau
der bei den Kämpfen mit der Ter-

rormiliz IS zerstörten nordiraki-
schen Stadt Mossul.

GIZ-Chefin Tanja Gönner un-
terstützte den Ruf nach mehr
Geld für den Entwicklungsetat.
Schließlich ist das Müller-Minis-
terium mit mehr als zwei Milliar-
den Euro der größte Auftraggeber
des bundeseigenen Unterneh-
mens. Mit großem Abstand folgte
2017 die EU mit Aufträgen über
300 Millionen Euro. Die GIZ ar-
beitete aber auch für das Umwelt-
und das Wirtschaftsministerium
sowie für das Auswärtige Amt.
Das Unternehmen beschäftigt fast
19500 Menschen, etwa 1200 mehr
als noch im Vorjahr. Rund 13500
Beschäftigte sind Mitarbeiter aus
den jeweiligen Partnerländern.

Gönner sagte, nach wie vor sei
die Unterstützung von Flüchtlin-
gen und die der Aufnahmeländer
ein Schwerpunkt der GIZ-Arbeit:
Weltweit seien 68 Millionen Men-
schen auf der Flucht, wobei neun
von zehn Flüchtlingen in Entwick-
lungsländern lebten. Dabei beher-
berge der Libanon die größte Zahl
von Flüchtlingen im Verhältnis zu

der nationalen Bevölkerung: Auf
sechs Einheimische komme dort
ein Flüchtling. Es folge Jordanien
mit einem Verhältnis von 14 zu
eins. 2017 wurden nach Angaben
Gönners in den Nachbarländern
Syriens rund 85000 Jobs durch
sogenannte Cash-for-work-Pro-
gramme geschaffen. Dabei handelt
es sich um bezahlte gemeinnützi-
ge Arbeit.

Um in Afrika mehr Arbeits-
plätze aufzubauen, schlug Gön-
ner die Förderung von Industrie-
zonen vor, die in einem geschütz-
ten Umfeld ein optimales Investi-
tionsklima bieten und so als
„wirtschaftlicher Katalysator“
dienen sollen. Sie sprach sich zu-
dem dafür aus, den Mittelstand in
Afrika stärker zu fördern, um als
Jobmotor wirken zu können.

Jäger bekräftigte die Absicht
seines Ministeriums, Steuerer-
leichterungen für hiesige Unter-
nehmen einzuführen, wenn sie in
bestimmten afrikanischen Staa-
ten investieren. Die Gespräche
mit dem Finanzminister liefen al-
lerdings noch.

Um 11.50 Uhr sagte Horst See-
hofer nur noch: „So!“ Dann

erhob sich der Bundesinnenmi-
nister und hielt für die Fotografen
den „Masterplan Migration“ in die
Luft. Die Kameras klickten wild.
110 Minuten hatte es gebraucht,
um da hinzukommen.

Und einige Wochen. Eben je-
ne Zeit, seit der jener „Master-
plan“ die deutsche Innenpolitik

beherrscht – und da vor allem
Seehofers Absicht, Flüchtlinge,
die in anderen Staaten der Euro-
päischen Union registriert sind,
bereits an der Grenze zu Öster-
reich zurückzuweisen. Beinahe
hätte er für das Papier, das lange
Zeit nur der CSU-Vorstand kann-
te, die Union aus CDU und CSU
gesprengt – und die Große Koali-
tion gleich mit.

Am Dienstag um zehn Uhr
nun stellte der Minister endlich
seinen auf 23 Seiten besonders di-
cken Papiers gedruckten „Master-
plan“ vor. Laut Seehofer war der
erst am 4. Juli fertig geworden –
und damit nach der CSU-Vor-
standssitzung. Auf dem Deckblatt
steht nun nicht mehr „Horst See-
hofer, Vorsitzender der Christlich-
Sozialen Union“. Stattdessen

prangte links oben das Logo des
Bundesministeriums des Innern,
für Bau und Heimat. Es kehrt jetzt
auch im Ministerium wieder jene
Ordnung ein, die der bayrische
Hausherr in der Flüchtlingspoli-
tik so sehr schätzt.

Und darauf beharrte Seehofer
am Dienstag. Die in seinem Plan
kodifizierten Punkte seien Maß-
stab seines Handelns: „Der Mas-
terplan ist ein Gesamtkonzept;
darauf kann man nicht oft genug
hinweisen.“ Und: „Die einzelnen
Maßnahmen greifen ineinander
und wirken gemeinsam.“ In die-
sem Sinne sei der Plan „Bestand-
teil der Asylwende“ in Deutsch-
land. Laut Plan wird an der
deutsch-österreichischen Grenze
ein „neues Grenzregime“ ausge-
staltet, um Asylbewerber, für die
andere EU-Länder zuständig sind,
fernzuhalten. „Wir richten dafür
Transitzentren ein, aus denen die
Asylbewerber direkt in die zu-
ständigen Länder zurückgewie-
sen werden“ – so steht es nach
wie vor in dem Dokument.

Seehofer versuchte sodann zu
kontrastieren: „Wir bleiben ein
weltoffenes Land. Wir bleiben ein
humanes Land.“ Er schränkte
aber ein, dass in erster Linie jene
human behandelt würden, die ei-
ne Bleibeperspektive hätten. Zu-
vorderst im Plan stehen jedenfalls
Maßgaben, die Flüchtlingen das
Leben nicht erleichtern. Seehofer
will Geld- in Sachleistungen um-
wandeln und härter gegen jeden
vorgehen, der nicht kooperiert.
Richtig für Unmut sorgte der Mi-
nister allerdings mit einem wohl
nur von ihm als gewitzt wahrge-
nommenen Zahlenspiel: Dass an
seinem 69. Geburtstag, am ver-
gangenen 4. Juli, exakt 69 Flücht-
linge abgeschoben wurden.

Auch wenn Seehofer den
„Masterplan“ für sich als hand-
lungsleitend ausgibt, musste er
doch eingestehen, dass der eben

das nicht ist. Schließlich seien mit
den anderen EU-Staaten, die
Flüchtlinge zurücknehmen soll-
ten, bis Ende Juli „schwierige Ge-
spräche“ zu führen. Auch wisse
er nicht, ob alle Teile des Plans
„von der SPD getragen werden,
wenn es an die Umsetzung geht“.
Die Sozialdemokraten haben
längst durchgesetzt, dass von den
zwischen CDU und CSU verabre-
deten „Transitzentren“ nicht
mehr die Rede ist, sondern bloß
noch von maximal 48-stündigen
„Transitverfahren“. Seehofer sag-
te: „Alles, was noch geschehen
wird, findet nicht Eingang in die-
sen Plan. Ich müsste ihn sonst
fast jeden Tag fortschreiben.“

Der Minister zeigte sich noch
dünnhäutiger bei Kritik an seiner
eigenen Person. Zwar behauptete
er auf die Frage, ob er rückbli-
ckend etwas anders machen wür-
de: „mit Sicherheit nicht“. Trotz-
dem sprach er zwei Journalisten
direkt an, die kritisch über ihn
geschrieben hatten. Überdies
stieß sich Seehofer mehrfach da-
ran, dass andere Politiker ihm
charakterliche Defizite attestier-
ten und man ihn angeblich in die
Psycho-Ecke schieben wolle. Der-
lei wirkte wie so oft bei Seehofer
beiläufig-scherzhaft, ließ indes
erkennen, dass er getroffen ist.

Die SPD rief Seehofer unter-
dessen dazu auf, mehr zu arbeiten
statt ständig neue Vorschläge zu
machen. Man habe „keinerlei In-
teresse, eine weitere Aufführung
des CSU-Sommertheaters zu erle-
ben“, sagte Vize-Parteichef Ralf
Stegner. „Unser gemeinsamer
Masterplan ist und bleibt der Ko-
alitionsvertrag – da hat Herr See-
hofer genug abzuarbeiten.“ mit dpa
Leitartikel S.11Migranten graben auf einer marokkanischen Mülldeponie nach noch Verwertbarem. FADEL SENNA/AFP

Das „neue Grenzregime“
Bundesinnenminister Horst Seehofer stellt seinen „Masterplan“
gegen Flüchtlinge erstmals öffentlich vor – und ist beleidigt

Von Markus Decker
Die SPD hat genug vom
„Sommertheater“ der CSU
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WEITERE R Ü C K TRITTE

Premierministerin Theresa May
verliert in der Regierungskrise in
London weiter an Zustimmung aus
den eigenen Reihen. Am Dienstag
kündigten zwei weitere Politiker ihren
Rücktritt an: die Vize-Vorsitzenden
der konservativen Partei, Ben Bradley
und Maria Caulfield. Sie könne nicht
unterstützen, in welche Richtung die
Brexit-Verhandlungen derzeit gingen,
schrieb Caulfield laut Nachrichten-
agentur PA in ihrem Rücktrittsbrief.

Die beiden Politiker sind zwar
weitgehend unbekannt, ihr Rücktritt
ist aber als deutliches Signal in der
Partei zu werten. dpa


